

Inhalt


	Vorbemerkung

	1 Arten von Behinderungen der Arbeiten und Ursachen für die Änderung der Ausführungszeit

	2 Erläuterungen und Rechtsquellen zu einzelnen hindernden Umständen

	3 Anforderungen an eine Behinderungsanzeige

	4 Was beim Widerspruch des Auftraggebers zu Behinderungsanzeigen und Nachtragsforderungen zu tun?

	5 Die „bauablaufbezogene Darstellung“

	5.1 Anforderungen aus der Rechtsprechung an die Darstellung

	5.2 Auswirkungen aus einer Ursache auf Zeit und Geld

	5.3 Mehrere Ursachen und Wirkungen

	5.4 Wem „gehören“ Zeitreserven und Zeitpuffer

	5.5 Zusammenfassende Aufstellung der einzelnen Vergütungsansprüche

	5.6 Wegfall der Vertragsstrafe

	6 Werkvertragliche und organisatorische Grundlagen zur Vergütung bei Bauzeitnachträgen

	6.1 Das Wetter

	6.2 Lohnkosten

	6.3 Gerätekosten

	6.4 Allgemeinen Geschäftskosten

	6.5 Zusammenfassung angemessener Ansätze für Mehrkosten aus AG-Anweisungen und Störungen des Bauablaufes

	7 Praxisbeispiele zur Kalkulation behinderungsbedingter Mehrkosten

	7.1 Durch den AG zu vertretender verspäteter Beginn (verspätete Zuschlagerteilung)

	7.2 Durch den AG zu vertretende Unterbrechung der Arbeiten

	7.3 Häufiges Umsetzen der Mitarbeiter

	8. Beschleunigung der Arbeiten und Beschleunigungsvergütung

	8.1 Anordnung des Auftraggebers als Anspruchsgrundlage

	8.2 Vereinbarung zur Vergütung der Beschleunigungskosten

	8.3 Geschäftsführung ohne Auftrag

	8.4 Kalkulation der Beschleunigungsvergütung

	9 Ausgewählte Musterbriefe

	Literatur (Auswahl)

	Abkürzungen und Worterläuterungen







	 Dieses Buch ist nicht nach der Struktur des Baurechtes gegliedert, sondern nach den aus verschiedenen praktischen Situationen sich ergebenden unterschiedlichen Kalkulationsverfahren.

	Die Beispielrechnungen werden tabellarisch dargestellt, um die Vergütungsänderungen deutlich hervorzuheben. Dies ist bei der Kalkulation und im Schriftverkehr zu Nachträgen nicht üblich. Die Gedanken sind in der Praxis in einer „fortlaufenden“ Rechnung darzustellen.




Im Interesse der besseren Lesbarkeit und logischen Vorgehensweise, werden einzelne Textteile und Bilder aus den Teilen 1 und 2 wiederholt.




Vorbemerkung

Unter dem Begriff „Bauzeitnachträge“ werden hier Nachträge aus Behinderung und Beschleunigung der Arbeiten zusammengefasst. Vielfältige Ursachen führen zu Ansprüchen des Auftragnehmers auf Mehrvergütung und/oder Verlängerung der Bauzeit. Dies führt zwangsläufig dazu, dass bei Bauvorhaben Änderungen zum geplanten (und vereinbarten) Ablauf entstehen. Im weitesten Sinne sind dies „hindernde Umstände“ (umgangssprachlich auch „Behinderungen im Bauablauf“) für die Auftragnehmer. Ihnen können daraus neben der notwendigen Änderung der zeitlichen Disposition Ansprüche auf Vergütung bzw. Schadenersatz entstehen.




1 Arten von Behinderungen der Arbeiten und Ursachen für die Änderung der Ausführungszeit



Eine vollständige Beschreibung der vereinbarten Leistungen umfasst die im folgenden Schema dargestellten Elemente.
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Vergleicht man die Ausschreibungen und Verträge in der Praxis mit dem Anspruch einer vollständigen und exakten Beschreibung (auch der Bauumstände), muss festgestellt werden, dass viele Ausschreibungen und Verträge zu ungenau bzw. lückenhaft sind. Die daraus resultierenden unterschiedlichen Vorstellungen von Auftraggeber und Auftragnehmer zum Bau-Soll bilden die Grundlage für häufig sehr umfangreiche Konflikte. Da als Voraussetzung für einen Nachtrag die Abweichung des Bau-Ist vom Bau-Soll ist, gelingt es dem Auftragnehmer nur dann rechtssicher seine Forderungen zu begründen und durchzusetzen, wenn das Bau-Soll im Vertrag klar definiert ist.

Die Bauausführung kann behindert werden durch


	Umstände aus dem Risikobereich des Auftraggebers (Bauherr),

	Umstände, die der Bauunternehmer zu vertreten hat,

	Umstände, die weder der Bauherr noch der Bauunternehmer zu vertreten haben.


Zu 1. Zu den Umständen aus dem Risikobereich des Auftraggebers gehören u.a.:


	fehlende Genehmigungen,

	fehlende Absteckung der Hauptachsen und fehlende Höhenfestpunkte,

	fehlende Entscheidungen des Bauherren (z. B. auch zu Alternativpositionen),

	mangelnde Baufreiheit durch unzureichende Koordinierung der Bauunternehmen durch den Bauherren (bzw. seinen Architekten/Ingenieurbüro),

	unvollständige oder mangelhafte Leistungen des Architekten bzw. anderer an der Planung Beteiligter,

	vereinbarte oder geforderte Sicherheit durch den Auftraggeber nicht gestellt, 1

	Zahlungen nicht vertragsgemäß (zu spät, zu niedrig),1

	Zahlungseinbehalte nicht gesichert (z. B. nach VOB/B § 17 Abs. 6), 1

	nicht vorgesehene Eingriffe des Bauherren oder seines Architekten in den Bauablauf,

	Mengenmehrungen,

	Leistungsänderungen,

	fehlende Entscheidung zum Nachtrag mit echter Wahlmöglichkeit,

	auf Bedenken mit Fristsetzung zur Reaktion nicht reagiert,

	geforderte Ausführung trotz Anmeldung von Bedenken wegen unberechtigter oder unzweckmäßiger Anordnungen durch den Auftragnehmer,

	Widerrufsfrist beim Verbraucher noch nicht abgelaufen,

	Keine Einigung aufgrund eines Änderungsbegehrens zum Werkerfolg gem. BGB § 650b.


Aus dieser Gruppe können Ansprüche des Bauunternehmers gegenüber dem Bauherren auf Fristverlängerung, Vergütung und Schadenersatz2 entstehen. In der täglichen Praxis ist man häufig froh, wenn aufgrund einer Behinderung der Bauarbeiten eine längere Bauzeit zugebilligt wird, und wenn bei Mehrleistungen auch eine höhere Vergütung erzielt wird. Die jeweils andere Wirkung wird häufig vergessen.

Zu 3. Anspruch des Auftragnehmers nur auf Verlängerung der Bauzeit, nicht auf Geld


VOB/B § 6 Behinderung und Unterbrechung der Ausführung

(2) 1. Ausführungsfristen werden verlängert, soweit die Behinderung verursacht ist: …: b) durch Streik oder eine von der Berufsvertretung der Arbeitgeber angeordnete Aussperrung im Betrieb des Auftragnehmers oder in einem unmittelbar für ihn arbeitenden Betrieb, c) durch höhere Gewalt oder andere für den Auftragnehmer unabwendbare Umstände.





1 nach Setzen einer Nachfrist durch den Auftragnehmer und Einstellen der Arbeiten nach fruchtlosem Ablauf der Nachfrist.

2 Bei zulässigen Eingriffen natürlich kein Schadenersatz




2 Erläuterungen und Rechtsquellen zu einzelnen hindernden Umständen fehlende Genehmigungen



1. Auf ein Verschulden des Auftraggebers kommt es im Rahmen von § 6 Abs. 2 Nr. 1a VOB/B nicht an, sondern die Bauzeit wird zu Gunsten des Auftragnehmers schon dann verlängert, wenn der die Behinderung verursachende Umstand aus dem Risiko- bzw. Einflussbereich bzw. der Sphäre des Auftraggebers stammt.*)

2. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn vom Auftraggeber bereitzustellende Baugenehmigungen oder sonstige Genehmigungen bzw. Erlaubnisse (vgl. auch § 4 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 VOB/B) bzw. bauseits bzw. durch Vor- bzw. andere Unternehmer zu stellende Baustoffe/materialien bzw. Anlagenkomponenten - auch mangels notwendiger Freigabe - zeitweise nicht zur Verfügung stehen.*)

OLG Düsseldorf, Urteil vom 28.02.2014 - 22 U 112/13 *) amtliche Leitsätze 3

fehlende Entscheidungen des Bauherren (z. B. auch zu Alternativpositionen)

Gibt der Auftraggeber nach einer Bemusterung das vorgeschlagene, den vertraglichen Vorgaben entsprechende Produkt nicht rechtzeitig zur Ausführung frei, steht dem Auftragnehmer ein Anspruch auf Schadensersatz aus § 6 Nr. 6 VOB/B zu.

OLG Dresden, Urteil vom 31.08.2011 - 1 U 1682/10 4

mangelnde Baufreiheit durch unzureichende Koordinierung der Bauunternehmen durch den Bauherren (bzw. seinen Architekten/Ingenieurbüro)




VOB/B § 4 Ausführung

(1) 1. Der Auftraggeber hat für die Aufrechterhaltung der allgemeinen Ordnung auf der Baustelle zu sorgen und das Zusammenwirken der verschiedenen Unternehmer zu regeln. Er hat die erforderlichen öffentlich-rechtlichen Genehmigungen und Erlaubnisse – z.B. nach dem Baurecht, dem Straßenverkehrsrecht, dem Wasserrecht, dem Gewerberecht – herbeizuführen.



Ein Bauherr genügt seiner Koordinierungspflicht, wenn er zwei Handwerker unterschiedlicher Gewerke zusammenführt und sich beide absprechen können.

OLG Hamm, Urteil vom 09.06.1998 - 21 U 185/97 5

Kommt ein Auftraggeber seiner Koordinierungspflicht nach § 4 Nr. 1 VOB/B nicht ausreichend nach, so haftet er dem Bauunternehmer für vergeblich aufgewendete Kosten nach den Grundsätzen der positiven Vertragsverletzung. Dies gilt auch bei fehlerhaften Anordnungen des eingeschalteten Architekten. OLG Köln, Urteil vom 04.02.1994 - 19 U 162/936

Mangelnde Koordinierung durch den AG kann ggf. durch Leistungsabfall der eigenen Mitarbeiter deutlich werden. Für die Beschleunigung der Arbeiten wird die notwendige Kapazitätsverstärkung häufig unterschätzt.
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unvollständige oder mangelhafte Leistungen des Architekten bzw. anderer an der Planung Beteiligter




HOAI, Anlage 10 (zu § 34 Absatz 4, § 35 Absatz 7)

Grundleistungen im Leistungsbild Gebäude und Innenräume, Besondere Leistungen, Objektlisten

LPH 5 Ausführungsplanung

a) Erarbeiten der Ausführungsplanung mit allen für die Ausführung notwendigen Einzelangaben (zeichnerisch und textlich) auf der Grundlage der Entwurfs- und Genehmigungsplanung bis zur ausführungsreifen Lösung, als Grundlage für die weiteren Leistungsphasen

b) Ausführungs-, Detail- und Konstruktionszeichnungen nach Art und Größe des Objekts im erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad unter Berücksichtigung aller fachspezifischen Anforderungen, zum Beispiel bei Gebäuden im Maßstab 1:50 bis 1:1, zum Beispiel bei Innenräumen im Maßstab 1:20 bis 1:1

c) Bereitstellen der Arbeitsergebnisse als Grundlage für die anderen an der Planung fachlich Beteiligten, sowie Koordination und Integration von deren Leistungen



Im Rahmen der Leistungsphase 5 ist der Architekt verpflichtet, die Ausführungsdetails umfassend zeichnerisch darzustellen. Die Ausführungsplanung muss bei schadensträchtigen Details besonders detailliert und für den Unternehmer in einer jedes Risiko ausschließenden Weise deutlich sein (in Bezug auf die Wärmedämmung z.B. gegebenenfalls bis zum Maßstab 1:1). Fertigt der Architekt die danach für ein konkretes Gewerk notwendigen Ausführungspläne nicht, liegt in diesem Unterlassen ein Planungsfehler.*)

OLG Düsseldorf, Urteil vom 16.06.2017 - 22 U 14/17 (aus IBR)

vereinbarte oder geforderte Sicherheit durch den Auftraggeber nicht gestellt 10



Beispiel Bauhandwerkersicherung (analog zu anderen Sicherheitsleistungen des AG)


BGB § 650 f Bauhandwerkersicherung :

(5) Hat der Unternehmer dem Besteller erfolglos eine angemessene Frist zur Leistung der Sicherheit nach Absatz 1 bestimmt, so kann der Unternehmer die Leistung verweigern oder den Vertrag kündigen.
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Bauhandwerkersicherung auch für Bauzeitennachtrag



1. Gibt der Auftraggeber aufgrund einer Bauzeitverzögerung neue Vertragstermine vor und erklärt sich der Auftragnehmer mit diesen einverstanden, liegt eine „andere Anordnung des Auftraggebers" vor, so dass dem Auftragnehmer ein Anspruch auf Mehrvergütung zusteht.

2. Für die Sicherung eines Mehrvergütungsanspruchs aufgrund einer bauzeitlichen Anordnung kann der Auftragnehmer die Stellung einer Bauhandwerkersicherung gem. § 648a BGB a.F. (§ 650f BGB) verlangen.

3. Mit der Vorlage eines substanziierten baubetrieblichen Gutachtens wird der zu sichernde Anspruch des Auftragnehmers der Höhe nach schlüssig dargelegt.

KG, Urteil vom 22.06.2018 - 7 U 111/17; BGH, Beschluss vom 09.10.2019 - VII ZR 138/187

Zahlungen nicht vertragsgemäß (zu spät, zu niedrig) 8




VOB/B § 16 Zahlung

Abs. 5 Nr. 4.

Der Auftragnehmer darf die Arbeiten bei Zahlungsverzug bis zur Zahlung einstellen, sofern eine dem Auftraggeber zuvor gesetzte angemessene Frist erfolglos verstrichen ist.



Zahlungseinbehalte nicht gesichert (z. B. nach VOB/B § 17 Abs. 6)




VOB/B § 17 Abs. 6, Nr. 3.

Zahlt der Auftraggeber den einbehaltenen Betrag nicht rechtzeitig ein, so kann ihm der Auftragnehmer hierfür eine angemessene Nachfrist setzen. Lässt der Auftraggeber auch diese verstreichen, so kann der Auftragnehmer die sofortige Auszahlung des einbehaltenen Betrags verlangen und braucht dann keine Sicherheit mehr zu leisten.



Bis dahin nur Anspruch auf sofortige Auszahlung. Wenn dies nicht erfolgt => Handlung wie bei Zahlungsverzug.

Mengenmehrungen



(aus IBR)

1. Den Bauablauf entscheidend beeinflussende unvorhersehbare Mehrmengen, die eine Einheitspreisänderung nach § 2 Nr. 3 VOB/B begründen, können eine Verlängerung der Ausführungsfristen nach sich ziehen.

2. Änderungen des Bauentwurfs (VOB/B § 1 Nr. 3) können ebenfalls zu einer Verlängerung der Ausführungsfristen führen, weil die Ausübung des Eingriffsrechts des Auftraggebers ein seinem Risikobereich zuzuordnender Umstand ist. In diesem Fall ist der neue Preis nach § 2 Nr. 5 VOB/B unter Berücksichtigung der (bauzeitabhängigen) Mehr- oder Minderkosten zu vereinbaren. …

4. Kommt der Auftragnehmer einer ihm zumutbaren Beschleunigungsanordnung des Auftraggebers nach und führt er die angeordneten Maßnahmen durch, hat er Anspruch auf Mehrvergütung nach § 2 Nr. 5 oder Nr. 6 VOB/B.

OLG Dresden, Urteil vom 09.01.2013 - 1 U 1554/09



1. Eine Verlängerung der Bauzeit begründet nur bei einer Anordnung des Auftraggebers einen Anspruch des Auftragnehmers auf Mehrvergütung nach § 2 Nr. 5 VOB/B. Beruht die Verlängerung auf sonstigen Baubehinderungen, kommen Ansprüche des Auftragnehmers nur nach § 6 Nr. 6 VOB/B oder § 642 BGB in Betracht.

2. Der Auftraggeber kann, auch wenn er umfangreiche nachträgliche Leistungen beauftragt, davon ausgehen, dass ihm der Auftragnehmer mit seinem Nachtragsangebot ein abschließendes Angebot macht. Andernfalls muss sich der Auftragnehmer die Geltendmachung künftig entstehender Mehrkosten wegen einer in der mit einer Nachtragsbeauftragung verbundenen Bauablaufstörung vorbehalten.

3. Die Geltendmachung eines Schadensersatz- bzw. Entschädigungsanspruchs wegen längerer Vorhaltung von Baustelleneinrichtung, Bauleitung und Polier aus § 6 Nr. 6 VOB/B oder § 642 BGB setzt entsprechende Behinderungsanzeigen und eine hinreichend konkrete Darstellung der behaupteten Bauablaufstörung voraus.

4. Im Rahmen der Berechnung eines Anspruchs wegen Bauzeitverzögerung hat der Auftragnehmer auch die von ihm selbst verursachten Verzögerungen zu berücksichtigen. Eine Berechnung, die solche Faktoren außer Acht lässt, ist unschlüssig.

OLG Köln, Beschluss vom 27.10.2014 - 11 U 70/13

Leistungsänderungen (aus IBR)



Sachnachtrag „erschlägt" Bauzeitennachtrag!

1. Der Auftraggeber als Empfänger eines Nachtragsangebots wegen geänderter oder zusätzlicher Leistungen darf davon ausgehen, dass der Auftragnehmer alle mit der Durchführung der Nachtragsarbeiten verbundenen Kosten - also auch solche wegen nachtragsbedingter Verzögerungen - in sein Nachtragsangebot einkalkuliert hat.

2. Nimmt der Auftraggeber das Nachtragsangebot des Auftragnehmers an, sind damit auch sämtliche Ansprüche wegen Bauablaufstörungen abgegolten. Das gilt nicht, wenn der Auftragnehmer einen entsprechenden Vorbehalt erklärt hat. OLG München, Urteil vom 26.09.2017 - 28 U 2834/09; BGH, Beschluss vom 15.01.2020 - VII ZR 249/17



Macht der Auftragnehmer aufgrund zusätzlicher/geänderter Leistungen einen Anspruch auf Mehrvergütung wegen Bauzeitverlängerung aus § 2 Abs. 5, 6 VOB/B geltend, muss er die tatsächlich auf der Anordnung beruhenden Verzögerungen des Bauablaufs darstellen. Insofern gelten keine anderen Anforderungen als bei einem Schadensersatzanspruch aus § 6 Abs. 6 VOB/B.

OLG München, Urteil vom 27.04.2016 - 28 U 4738/13 Bau; BGH, Beschluss vom 20.04.2017 - VII ZR 141/16



Bei leistungsändernden Anordnungen, die Mehrkosten aus Verlängerung der Bauzeit auslösen





















	andere Arbeitsabläufe,

	Verlangen nach Einsatz anderer Technik,

	Verlangen nach anderen Verfahren.








	Den Vergütungsanspruch für diese Mehrkosten melden wir hiermit dem Grunde nach an. Ob Ihre Anweisung einen Einfluss auf die Bauzeit hat, können wir derzeit noch nicht abschätzen. *)

	Bitte prüfen Sie, ob Sie trotz unserer Bedenkenanmeldung bei Ihrer Anordnung bleiben. Wir benötigen Ihre Rückäußerung bis …, damit nicht zusätzliche Behinderungen im Bauablauf entstehen. *)















	In Kenntnis der obigen Widerrufsbelehrung verlange ich ausdrücklich, dass der Unternehmer mit seiner Leistung bereits vor Ablauf der Widerrufsfrist beginnt. Mir ist bekannt, dass ich bei

	vollständiger Vertragserfüllung durch den Auftragnehmer mein Widerrufsrecht verliere,

	einem Widerruf während der Ausführung Wertersatz (Zahlung) für die anteilig erbrachte Leistung zu leisten habe.























	Bei Abgabe des Angebotes sollte auf die 30-Tage-Frist hingewiesen werden.

	Der Unternehmer sollte schriftlich darauf hinweisen, wenn durch fehlende Einigung (ggf. auch in kürzerer Zeit) Behinderungen im Bauablauf entstehen.

	Behinderungen im Bauablauf aufgrund fehlender Einigung (oder auch fehlender Anordnung) sollten genauso angezeigt werden, wie andere hindernde Umstände.












































	Bei bloßer Behauptung des AN zur Unzumutbarkeit ohne Begründung besteht die Gefahr, dass der AG eine Einstweilige Verfügung beantragt und damit zusätzliche Nachteile für den Unternehmer entstehen.

	Die Begründung sollte so formuliert sein, dass ein baufachlicher Laie (Richter) sie versteht.

	Hilfsweise können (sollten) mehrere Kriterien (Argumente) vorgetragen werden.




	Der Unternehmer ist auf diese Leistung fachlich nicht eingerichtet – ggf. auch subjektive Unmöglichkeit - (er kann es nicht, damit kann er auch Nachunternehmer nicht überwachen).

	Für die Leistung sind Zulassungen notwendig, die der Unternehmer nicht hat.

	Für die Leistung sind Zertifikate notwendig, die der Unternehmer nicht hat.

	Für die Leistung ist der Einsatz von Mitarbeitern mit einer Qualifikation notwendig, die im Unternehmen nicht zur Verfügung stehen.

	Für die Leistung gibt es Schutzrechte, die von anderen Unternehmern gehalten werden.

	Es handelt sich um ein völlig anderes Gewerk.

	Für die Leistung sind spezielle Maschinen und Geräte notwendig, die nicht zur Verfügung stehen (auch Ausleihe zum notwendigen Zeitpunkt nicht möglich).

	usw.
	Wenn der Unternehmer fachlich die Leistung nicht beherrscht, kann er für diese Leistung auch keine Nachunternehmer einsetzen, da er diese ja überwachen muss.






	Der Leistungsumfang ist so groß, dass beim Auftragnehmer sein sonstiger Betriebsablauf völlig durcheinander gerät und er auf anderen Baustellen in Verzug kommt.

	Unzumutbarkeit entsteht auch, wenn eine ursprünglich vorgesehene Leistung technisch unproblematisch war und es eine langjährige Bewährung gab und nun eine Änderung verlangt wird, die technisch riskant oder nicht erprobt ist.

	Der Auftraggeber legt das Änderungsrecht auch hinsichtlich des Termins10 aus und die Änderungsanordnung (z.B. Verstärkung der Kolonnen, Zweischichtbetrieb) bringt den Ablauf beim Unternehmer völlig durcheinander.

	Neben der Unzumutbarkeit (die sich auch aus dem Unvermögen des Unternehmers ergeben kann) besteht die Möglichkeit der objektiven Unmöglichkeit. Das bedeutet, dass niemand in der Lage ist, diesen Wunsch zu erfüllen.












	Für die Leistung sind Zulassungen notwendig, die wir nicht haben.

	Für die Leistung sind Zertifikate notwendig, die wir nicht haben.

	Für die Leistung ist der Einsatz von Mitarbeitern mit einer Qualifikation notwendig, die uns nicht zur Verfügung stehen.

	Es handelt sich um ein völlig anderes Gewerk, das nicht unserem Leistungsspektrum entspricht.

	Der daraus resultierende Leistungsumfang würde dazu führen, dass wir auf anderen Baustellen in Verzug geraten und Vertragsstrafen bzw. Schadenersatz für Verzug zahlen müssten.

	……………..
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